
Beiordnung eines externen Anwalts 

 
Wenn es darum geht, einen Anspruch der Mitarbeitervertretung gegenüber dem Dienstgeber 
auf dem Klageweg vor dem Kirchlichen Arbeitsgericht durchzusetzen oder einen Antrag an 
die Einigungsstelle zu stellen, können sich die MAVen vieler Diözesen in Deutschland von 
ihrer Geschäftsstelle der Diözesanen Arbeitsgemeinschaft beraten und vertreten lassen. Die 
Rechtsberatung durch die Geschäftsstelle der Haupt-MAV / DiAG im Bistum Limburg leistet 
zwar Rechtsberatung, derzeit aber keine Rechtsvertretung. 

Die Rechtsvertretung durch eine DiAG MAV hat den Vorteil, dass es im Vorfeld keine 
Abstimmung mit dem Dienstgeber geben muss, ob die Geschäftsstelle kontaktiert werden 
darf und es keine Diskussion über eventuell anfallende Kosten gibt. Insofern ist auch die 
„Hemmschwelle“, über die DiAG MAV Anträge oder Klagen einzureichen, geringer, als 
dieses selbst zu tun oder die Hilfe eines externen Anwalts oder einer Anwältin in Anspruch 
zu nehmen.  

Andererseits bedeutet die Rechtsvertretung durch eine DiAG, dass für den Dienstgeber im 
Falle eines Rechtsverstoßes keine Kosten für einen Anwalt der MAV entstehen, was in 
einigen Fällen leider dazu führt, dass der eine oder andere Rechtsverstoß auch mal einfach 
„riskiert“ wird, da er selbst in dem Fall, dass er entdeckt wird und diesbezüglich Klage 
erhoben wird, kaum Kosten für den Dienstgeber entstehen. 

Die Rechtsvertretung durch einen externen Anwalt ist hingegen kostenpflichtig und 
erforderlichenfalls muss der Dienstgeber diese Kosten übernehmen.   

MAVen können im Bedarfsfalls also selbstverständlich gem. § 17 Abs. I MAVO die Hilfe 
externer „sachkundiger Personen“ in Anspruch nehmen, sowohl zur Rechtsberatung, als 
auch zur Rechtsvertretung. 

Wenn sich insoweit eine MAV der Hilfe eines Anwalts / einer Anwältin zur Rechtsvertretung 
bedienen möchte, so ist hierzu folgendes zu beachten: 

 

Der Anspruch auf Kostenübernahme ergibt sich aus § 17 Abs. 1 MAVO.  

Der Hilfe „sachkundiger Personen“ in diesem Sinne kann man sich bedienen zur  

1. Rechtsberatung 

2. Vertretung vor dem Kirchlichen Arbeitsgericht 

3. Vertretung vor der Einigungsstelle 

 

Diese Möglichkeiten sollen hier nacheinander erörtert werden. 

 

1. Rechtsberatung 

 

Für die reine Rechtsberatung ist § 17 Abs. 1 Spiegelstrich 2 MAVO die richtige 
Rechtsgrundlage. Möchte eine MAV die Hilfe eines externen Anwalts zur Rechtsberatung in 
Anspruch nehmen, muss der Dienstgeber der Kostenübernahme für die Beiziehung einer 
solchen „sachkundigen Person“ vorher (!) zustimmen.  

Möchte eine MAV sich also von einem Rechtsanwalt beraten lassen, so muss sie einen 
entsprechenden Antrag auf Kostenübernahme an den Dienstgeber stellen.  

 



Einen Formulierungsvorschlag für einen solchen Antrag finden Sie in der Anlage 1, die 
ebenso auf dieser Internetseite zum Download zur Verfügung steht. 

Die Herausforderung für die MAV besteht darin, den Sachverhalt, für den sie eine 
Rechtsberatung benötigt, so genau wie möglich zu schildern und dabei darzulegen, warum 
sie selbst die betreffende Frage nicht ohne externe Hilfe beantworten kann. 

Wenn der Antrag verweigert wird, kann die MAV ggf. die Kostenübernahme vor dem 
Kirchlichen Arbeitsgericht durchsetzen, dazu s.u. 

Erfolgt auf den Antrag überhaupt keine Reaktion binnen der gesetzten Frist, kann das als 
Ablehnung gewertet werden. Oft ist es gleichwohl angebracht, nochmals beim Dienstgeber 
nachzufragen. 

Einen Formulierungsvorschlag für ein Erinnerungsschreiben finden Sie in der Anlage 2, die 
ebenso auf dieser Internetseite zum Download zur Verfügung steht. 

Einen Formulierungsvorschlag für ein Antwortschreiben im Fall eines ablehnenden 
Bescheides finden Sie in der Anlage 3, die ebenso auf dieser Internetseite zum Download 
zur Verfügung steht. 

 

2. Rechtsvertretung vor dem Kirchlichen Arbeitsgericht 

 

Für die Vertretung vor dem Kirchlichen Arbeitsgericht ist Spiegelstrich 4 des § 17 Abs. 1 
MAVO die richtige Rechtsgrundlage.  

Wenn die MAV ein Verfahren vor dem KAG einleiten und sich vertreten lassen will, kann sie 
auf zwei Weisen vorgehen:  

 

a) Antrag an den Dienstgeber auf Kostenübernahme zur Beauftragung eines 
Bevollmächtigten in einem Verfahren vor dem KAG. 

 

Einen Formulierungsvorschlag für einen Antrag bezüglich eines Bevollmächtigten vor 
dem KAG finden Sie in der Anlage 4, die ebenso auf dieser Internetseite zum 
Download zur Verfügung steht. 

Wird dem Antrag stattgegeben, kann ein beliebiger Anwalt beauftragt werden. 

Wird dem Antrag nicht, ggf. auch nicht nach höflicher Erinnerung, stattgegeben, gibt 
es wiederum zwei Möglichkeiten:  

 

aa) Selbständiger Antrag der MAV an das Kirchliche Arbeitsgericht auf 
Kostenübernahme zur Beiziehung eines externen Anwalts zur 
Rechtsvertretung in diesem Fall. Ein solcher Antrag setzt voraus, dass dem 
Gericht der Fall, um den es geht, geschildert wird. Das Gericht wird dann 
prüfen, ob zum einen der Fall als solcher Aussicht auf Erfolg hat und zum 
anderen, ob für diesen Fall eine externe Rechtsvertretung notwendig ist.  

Ist beides der Fall, wird dem Antrag stattgegeben werden und wiederum kann 
dann ein beliebiger Anwalt beauftragt werden.  

Problem bei dieser Vorgehensweise: Die MAV muss in diesem Fall ihr 
Anliegen an das Gericht ohne externe Hilfe so gut darstellen können, dass es 
das Gericht überzeugt, dass der Beiordnung des Anwalts zugestimmt wird – 
wenn die MAV dazu in der Lage ist, kann man fast schon in Frage stellen, ob 
sie eines Anwalts bedarf.  



Die meisten Vorsitzenden der Kirchlichen Arbeitsgerichte sind diesbezüglich 
jedoch sehr erfahren und kennen die Schwierigkeit der MAVen, sich juristisch 
korrekt auszudrücken. Es wird nicht als erforderlich angesehen, dass eine 
MAV einen formgerecht formulierten Antrag zur Beiordnung eines externen 
Rechtsbeistandes stellt. Dieses macht es für den Richter möglicher Weise 
sogar eher schwierig, die Notwendigkeit eines Rechtsbeistandes festzustellen, 
weil er dann davon ausgeht, dass so viel Sachverstand bei der MAV selbst 
vorhanden ist, dass es keines weiteren Beistandes bedarf. Insofern braucht 
das Gericht meist lediglich eine Information oder kurze Inhaltsangabe, worum 
es geht und warum die MAV glaubt, dass MAV-Beteiligungsrechte verletzt 
sind, und die Aussage, dass sie, die MAV, deshalb um Unterstützung bittet. 

 

bb) Die MAV sucht sich auch ohne Zustimmung des Dienstgebers einen 
beliebigen Rechtsanwalt, schildert diesem den Fall und macht auch deutlich, 
dass sie selbst über kein Budget verfügt, dass der Anwalt also nur dann auf 
ein Honorar hoffen kann, wenn das Gericht davon überzeugt wird, dass die 
Beiordnung des Anwalts erforderlich ist. Nimmt er den Fall an, kann er den 
Antrag auf seine Beiordnung vor Gericht bringen, wie die MAV selbst es in 
Punkt aa) getan hat, oder sogar gleich die Klage erheben, verbunden mit dem 
Antrag auf Kostenübernahme seiner Bevollmächtigung durch den 
Dienstgeber. Problem bei dieser Vorgehensweise:  Kann der Anwalt das 
Gericht nicht überzeugen, dass der Fall Aussicht auf Erfolg hat und dass die 
anwaltliche Vertretung notwendig ist, bleibt er „auf seinen Kosten sitzen“. 
Dieses ist jedoch das Problem des Anwalts und nicht das der MAV. 

Die MAV trägt also in keinem Fall ein Kostenrisiko, wenn sie dem Anwalt 
den Fall sauber schildert und bei diesem als MAV (und nicht etwas als Recht 
suchende Einzelpersonen) auftritt. 

 

b) Die MAV sucht sich auch ohne Zustimmung des Dienstgebers einen 
beliebigen Rechtsanwalt, bevor sie überhaupt den entsprechenden Antrag an den 
Dienstgeber gestellt hat, und dieser stellt die entsprechenden Anträge für die MAV 
bzw. er hilft der MAV bei der Antragstellung, in dem er z.B. Schreiben vorformuliert. 
Das Vorgehen, sich einen Anwalt zu nehmen vor der Antragstellung an den 
Dienstgeber ist jedoch nur dann zu empfehlen, wenn die Situation entweder so 
verfahren ist, dass gar keine vertrauensvolle Zusammenarbeit mehr besteht und 
unter keinen Umständen mit der Zustimmung des Dienstgebers zur Beiordnung eines 
externen Anwalts gerechnet werden kann, oder die Sache so eilbedürftig ist, dass 
zum gesonderten Antrag auf Beiordnung eines externen Anwalts keine Zeit bleibt. 
Der Anwalt wird dann entscheiden, wie er vorgeht. Hierbei ist jedoch zu betonen, 
dass nochmals in ganz besonderer Weise darauf geachtet werden muss, dass dem 
Rechtsanwalt klar gemacht wird, dass die MAV kein Honorar übernehmen kann, 
denn die MAV darf keine kostenauslösenden Maßnahmen ohne Zustimmung des 
Dienstgebers einleiten, und eine persönliche Haftung der MAVler soll vermieden 
werden. Stellt der Anwalt fest, dass das Anliegen der MAV unberechtigt ist und damit 
auch nicht vor dem KAG durchgesetzt werden kann, so hat er keine Möglichkeit, die 
Kosten für diese Tätigkeit der Rechtsprüfung irgendwo geltend zu machen. Darum 
muss die MAV hier ganz offen die Problematik darstellen. 

 

Es kann passieren, dass die MAV vom Dienstgeber vor dem Kirchlichen Arbeitsgericht 
verklagt wird, dass sie also nicht als Klägerin, sondern als Beklagte vor dem KAG auftreten 
muss. Wenn der MAV eine Klage vom KAG zugestellt wird, kann sie selbst auf die Klage 
antworten und den Antrag der Feststellung der Notwendigkeit der Beauftragung eines 
Bevollmächtigten stellen. Hierzu muss jedoch wiederum die Angelegenheit überzeugend 



geschildert werden. Aus diesem Grund empfiehlt es sich, in diesem Fall direkt anwaltliche 
Hilfe zu suchen. Der Anwalt kann sich dann als Bevollmächtigter für die MAV bestellen und 
neben der Klageabweisung die Feststellung der Notwendigkeit seiner Beauftragung 
beantragen. Es ist zwar möglich, aber sehr unwahrscheinlich, dass dieser Antrag abgelehnt 
wird – wenn der Dienstgeber die MAV vor Gericht „zerrt“, muss diese zu Ihrer Verteidigung 
die notwendige Hilfe erhalten. Anders wäre dieses möglicher Weise in Ausnahmefällen des 
groben Missverhaltens der MAV, wenn z.B. die MAV einen Antrag des Dienstgebers auf 
Zustimmung zur Einstellung gem. § 34 Abs. I MAVO aus völlig abwegigen Gründen 
verweigert – selbst in diesem Fall darf der Dienstgeber den neuen Mitarbeiter nicht ohne 
Zustimmung der MAV einstellen und muss darum die Zustimmung vom KAG ersetzen 
lassen. Es wäre dann allerdings unbillig, wenn er auch noch die Anwaltskosten der MAV 
dafür übernehmen müsste.  

 

 

3. Rechtsvertretung vor der Einigungsstelle 

 

Für die Vertretung vor dem Kirchlichen Arbeitsgericht ist Spiegelstrich 3 des § 17 Abs. 1 
MAVO die richtige Rechtsgrundlage.  

Die Anrufung der Einigungsstelle ist bekannter Maßen auf Regelungsstreitigkeiten 
beschränkt. Zu einer Anrufung der Einigungsstelle durch die MAV kommt es insofern nur in 
den seltenen Fällen des § 37 Abs. 3 MAVO. Will sich die MAV hierzu der Hilfe eines 
externen Anwalts bedienen, gilt im Grundsatz dasselbe wie bei der Anrufung des KAGs: 

Antrag an den Dienstgeber auf Kostenübernahme zur Beauftragung eines 
Bevollmächtigten in einem Verfahren vor der Einigungsstelle.  

Der Antrag kann sich an dem in Anlage 4 genannten Muster orientieren, wobei dann 
natürlich die „Einigungsstelle“ statt des „KAG“s genannt werden muss. Wird diesem Antrag 
stattgegeben, kann die MAV einen Anwalt beauftragen, wird diesem nicht stattgegeben, 
kann die MAV entweder selbst oder mit Hilfe eines dennoch „auf eigenes Risiko“ tätigen 
Anwalts den gewünschten Antrag an die Einigungsstelle stellen mit dem zusätzlichen Antrag 
der Feststellung der Notwendigkeit der Beauftragung eines Bevollmächtigten. 

Häufiger ist jedoch der Fall, dass der Dienstgeber den Antrag an die Einigungsstelle 
stellt, dass die MAV also nicht Antragsteller, sondern Antragsgegner ist. Auch hier 
besteht wieder die gleiche Problematik, dass in dem Fall, dass die MAV auf den Antrag des 
Dienstgebers an die Einigungsstelle selbst repliziert und den Antrag auf Feststellung der 
Notwendigkeit der Beiordnung eines Bevollmächtigten stellt, die Angelegenheit überzeugend 
geschildert werden muss, wozu die Hilfe eines Anwalts  nützlich, wenn nicht gar erforderlich 
ist. Es ist also in diesem Fall durchaus empfehlenswert, sich in diesem Fall sofort anwaltlich 
beraten zu lassen, natürlich wiederum mit Hinweis an den Anwalt, dass die MAV kein 
eigenes Budget hat und Anwaltskosten nur übernommen werden können, wenn die 
Einigungsstelle die Beiordnung des Anwalts befürwortet. 

 

Wir wünschen allen MAVen eine erfolgreiche Arbeit und eine so vertrauensvolle 
Zusammenarbeit mit dem Dienstgeber, dass es gar nicht erst zu Rechtsstreitigkeiten 
mit dem Dienstgeber kommt. 

 


